
0.110.03 

Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2005 Nr. 249 ausgegeben am 15. Dezember 2005 

 

Übereinkommen 
über die Beteiligung der Tschechischen 

Republik, der Republik Estland, der Republik 
Zypern, der Republik Lettland, der Republik 
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik 

Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien und der Slowakischen Republik am 

Europäischen Wirtschaftsraum 

Abgeschlossen in Luxemburg am 14. Oktober 2003 
Zustimmung des Landtags: 10. März 2004 

Inkrafttreten: 6. Dezember 20051 

Die Europäische Gemeinschaft, 
das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Hellenische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 
Irland, 
die Italienische Republik, 
das Grossherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, 

 

1 Vorläufig angewendet seit 1. Mai 2004. 
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die Republik Österreich, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 
das Vereinigte Königreich Grossbritannien und Nordirland, 
(im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt), 
die Republik Island, 
das Fürstentum Liechtenstein, 
das Königreich Norwegen, 
(im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt), 
(zusammen im Folgenden "derzeitige Vertragsparteien" genannt), 

und 

die Tschechische Republik, 
die Republik Estland, 
die Republik Zypern, 
die Republik Lettland, 
die Republik Litauen, 
die Republik Ungarn, 
die Republik Malta, 
die Republik Polen, 
die Republik Slowenien, 
die Slowakischen Republik - 
in der Erwägung, dass der Vertrag über den Beitritt der Tschechischen 
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik 
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union (im Folgenden "Beitrittsvertrag" 
genannt) am 16. April 2003 in Athen unterzeichnet worden ist, 
in der Erwägung, dass nach Art. 128 des am 2. Mai 1992 in Porto unter-
zeichneten Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum jeder 
europäische Staat, der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, Ver-
tragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen" genannt) zu werden, 
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in der Erwägung, dass die Tschechische Republik, die Republik Estland, 
die Republik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die 
Republik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik 
Slowenien und die Slowakische Republik beantragt haben, Vertragspar-
teien des EWR-Abkommens zu werden, 
in der Erwägung, dass die Bedingungen für eine solche Beteiligung durch 
ein Übereinkommen zwischen den derzeitigen Vertragsparteien und den 
antragstellenden Staaten zu regeln sind - 
haben beschlossen, folgendes Übereinkommen zu schliessen: 

Art. 1 

1) Die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik 
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Republik Un-
garn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik Slowenien 
und die Slowakische Republik werden Vertragsparteien des EWR-Abkom-
mens und werden im Folgenden "neue Vertragsparteien" genannt. 

2) Ab Inkrafttreten des vorliegenden Übereinkommens sind die Be-
stimmungen des EWR-Abkommens in der Fassung, die sie durch die vor 
dem 1. November 2002 angenommenen Beschlüsse des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses erhalten haben, für die neuen Vertragsparteien unter 
den gleichen Bedingungen wie für die derzeitigen Vertragparteien und 
unter den Bedingungen des vorliegenden Übereinkommens verbindlich. 

3) Die Anhänge dieses Übereinkommens sind Bestandteil dieses Über-
einkommens. 

Art. 2 

1. Anpassung des Hauptteils des EWR-Abkommens 
a) Präambel 

Die Liste der Vertragsparteien erhält folgende Fassung: 
"Die Europäische Gemeinschaft, 
das Königreich Belgien, 
die Tschechische Republik, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Republik Estland, 
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die Hellenische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 
Irland, 
die Italienische Republik, 
die Republik Zypern, 
die Republik Lettland, 
die Republik Litauen, 
das Grossherzogtum Luxemburg, 
die Republik Ungarn, 
die Republik Malta, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Republik Polen, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Slowenien, 
die Slowakische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 
das Vereinigte Königreich Grossbritannien und Nordirland, und 
die Republik Island, 
das Fürstentum Liechtenstein, 
das Königreich Norwegen," 

b) Art. 2 
i) Bst. b erhält folgende Fassung: 

"EFTA-Staaten": die Republik Island, das Fürstentum Liech-
tenstein und das Königreich Norwegen," 

ii) Unter Bst. c werden die Worte "und dem Vertrag über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl" gestrichen. 

iii) Folgender Buchstabe wird angefügt: 
"d) "Beitrittsakte vom 16. April 2003": die am 16. April 2003 

in Athen angenommene Akte über die Bedingungen des 
Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Est-
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land, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik 
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und 
der Slowakischen Republik und die Anpassungen der 
die Europäische Union begründenden Verträge." 

c) Art. 109 
In Abs. 1 werden die Worte ", dem Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl" gestrichen. 

d) Art. 117 
Art. 117 erhält folgende Fassung: 

"Die Bestimmungen über die Finanzierungsmechanismen sind 
in den Protokollen 38 und 38a festgelegt." 

e) Art. 121 
Bst. c wird gestrichen. 

f) Art. 126 
Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
i) Die Worte "und der Vertrag über die Gründung der Europä-

ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl" werden gestrichen. 
ii) Die Worte "jener Verträge" werden durch die Worte "jenes 

Vertrages" ersetzt. 
iii) Die Worte "der Republik Österreich, der Republik Finnland, 

der Republik Island, des Fürstentums Liechtenstein, des Kö-
nigreichs Norwegen und des Königreichs Schweden" werden 
durch die Worte "der Republik Island, des Fürstentums 
Liechtenstein und des Königreichs Norwegen" ersetzt. 

g) Art. 129 
i) In Abs. 1 wird nach Unterabs. 1 folgender Unterabsatz ein-

gefügt: 

"Infolge der Erweiterung des Europäischen Wirtschafts-
raums sind die Fassungen dieses Abkommens in estnischer, 
lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer, slowakischer, 
slowenischer, tschechischer und ungarischer Sprache gleicher-
massen verbindlich." 
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ii) In Abs. 1 erhält der neue Unterabs. 3 folgende Fassung: 

"Der Wortlaut der Rechtsakte, auf die in den Anhängen 
Bezug genommen wird, ist in der im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlichten Fassung in dänischer, deutscher, 
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, 
italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländi-
scher, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowaki-
scher, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungari-
scher Sprache gleichermassen verbindlich und wird für die 
Authentifizierung in isländischer und norwegischer Sprache 
abgefasst und im EWR-Supplement des Amtsblatts der Euro-
päischen Union veröffentlicht." 

2. Anpassung der Protokolle zum EWR-Abkommen 
a) Protokoll 36 

Art. 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Gemeinsame Parlamentarische EWR-Ausschuss besteht 
aus vierundzwanzig Mitgliedern." 

b) Neues Protokoll 38a 
Nach Protokoll 38 wird ein neues Protokoll 38a eingefügt: 

"Protokoll 38a 

Über den EWR-Finanzierungsmechanismus 

Art. 1 

Mit der Finanzierung von Zuschüssen zu Investitions- und 
Entwicklungsprojekten in den in Art. 3 aufgeführten Schwer-
punktbereichen leisten die EFTA-Staaten einen Beitrag zur Ver-
ringerung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten im 
Europäischen Wirtschaftsraum. 

Art. 2 

Der Gesamtbetrag des in Art. 1 vorgesehenen finanziellen Bei-
trags beläuft sich auf 600 Millionen EUR, die im Zeitraum vom 
1. Mai 2004 bis zum 30. April 2009 in jährlichen Tranchen zu je 
120 Millionen EUR zur Bindung bereitgestellt werden. 
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Art. 3 

1) Die Zuschüsse werden für Projekte in folgenden Schwer-
punktbereichen bereitgestellt: 
a) Schutz der Umwelt, einschliesslich der Umwelt des Menschen, 

unter anderem durch Verringerung der Verschmutzung und 
durch Förderung erneuerbarer Energie; 

b) Förderung der nachhaltigen Entwicklung durch bessere Nut-
zung und Bewirtschaftung der Ressourcen; 

c) Erhaltung des europäischen kulturellen Erbes, einschliesslich 
des öffentlichen Verkehrswesens, und Stadterneuerung; 

d) Entwicklung des Humankapitals unter anderem durch Förde-
rung von Bildung und Ausbildung, Stärkung der Leistungs-
fähigkeit der kommunalen Selbstverwaltung oder ihrer Einrich-
tungen in den Bereichen Verwaltung oder Daseinsvorsorge und 
der sie unterstützenden demokratischen Prozesse; 

e) Gesundheitspflege und Kinderbetreuung. 

2) Akademische Forschung kann für eine Finanzierung in Be-
tracht kommen, soweit sie auf einen oder mehrere dieser Schwer-
punktbereiche ausgerichtet ist. 

Art. 4 

1) Der EFTA-Beitrag in Form von Zuschüssen beträgt höchs-
tens 60 % der Projektkosten; wird das Projekt im Übrigen aus 
Haushaltsmitteln zentraler, regionaler oder kommunaler Stellen 
finanziert, so beträgt der Beitrag höchstens 85 % der Gesamtkos-
ten. Die Gemeinschaftsobergrenzen für die Kofinanzierung dür-
fen in keinem Fall überschritten werden. 

2) Die geltenden Regeln für staatliche Beihilfen sind zu beach-
ten. 

3) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften prüft 
die vorgeschlagenen Projekte auf ihre Vereinbarkeit mit den Zie-
len der Gemeinschaft. 

4) Die Verantwortung der EFTA-Staaten für die Projekte be-
schränkt sich auf die Bereitstellung der Mittel nach dem verein-
barten Plan. Eine Haftung gegenüber Dritten wird nicht über-
nommen. 
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Art. 5 

Die Mittel werden den Empfängerstaaten (Tschechische Re-
publik, Estland, Griechenland, Spanien, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, Polen, Portugal, Slowenien und Slowakei) nach 
folgendem Verteilungsschlüssel zur Verfügung gestellt: 

Empfängerstaat prozentualer Anteil am 
Gesamtbeitrag 

Tschechische Republik 8,09 % 

Estland 1,68 % 

Griechenland 5,71 % 

Spanien 7,64 % 

Zypern 0,21 % 

Lettland 3,29 % 

Litauen 4,50 % 

Ungarn 10,13 % 

Malta 0,32 % 

Polen 46,80 % 

Portugal 5,22 % 

Slowenien 1,02 % 

Slowakei 5,39 % 

Art. 6 

Zum Zwecke einer Neuzuweisung nicht gebundener verfügba-
rer Mittel für Projekte der Empfängerstaaten mit hoher Priorität 
wird im November 2006 und im November 2008 eine Überprü-
fung vorgenommen. 

Art. 7 

1) Der in diesem Protokoll vorgesehene finanzielle Beitrag 
wird eng mit dem bilateralen Beitrag Norwegens im Rahmen des 
Norwegischen Finanzierungsmechanismus koordiniert. 
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2) Die EFTA-Staaten gewährleisten insbesondere, dass für beide 
im vorstehenden Absatz genannten Finanzierungsmechanismen 
die gleichen Antragsverfahren gelten. 

3) Gegebenenfalls wird einschlägigen Änderungen in der Kohä-
sionspolitik der Gemeinschaft Rechnung getragen. 

Art. 8 

1) Die EFTA-Staaten setzen einen Ausschuss ein, der den EWR-
Finanzierungsmechanismus verwaltet. 

2) Weitere Vorschriften für die praktische Anwendung des 
EWR-Finanzierungsmechanismus werden gegebenenfalls von den 
EFTA-Staaten erlassen. 

3) Die Verwaltungskosten werden aus dem in Art. 2 genannten 
Gesamtbetrag bestritten. 

Art. 9 

Am Ende des Fünfjahreszeitraums prüfen die Vertragsparteien 
unbeschadet der Rechte und Pflichten aus dem Abkommen auf 
der Grundlage des Art. 115 des Abkommens die Notwendigkeit, 
den wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten im Europäischen 
Wirtschaftsraum entgegenzuwirken. 

Art. 10 

Wird einer der in Art. 5 dieses Protokolls aufgeführten Emp-
fängerstaaten nicht am 1. Mai 2004 Vertragspartei des Abkom-
mens oder ändert sich die Mitgliedschaft auf der EFTA-Seite des 
Europäischen Wirtschaftsraums, so werden an diesem Protokoll 
die erforderlichen Anpassungen vorgenommen." 

c) Neues Protokoll 44 
Folgendes Protokoll wird als Protokoll 44 eingefügt: 
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"Protokoll 44 

Über die Schutzmechanismen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 

1. Anwendung des Art. 112 des Abkommens auf die allgemeine 
wirtschaftliche Schutzklausel und die Schutzmechanismen be-
stimmter Übergangsregelungen im Bereich der Freizügigkeit 
und des Strassenverkehrs 
Art. 112 des Abkommens findet auch auf die Fälle Anwen-
dung, die in Art. 37 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 und 
in den Schutzmechanismen der Übergangsregelungen in An-
hang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang VIII 
(Niederlassungsrecht) unter der Überschrift "Übergangszeit", 
in Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz, Arbeitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen) unter Nummer 30 (Richtlinie 96/71/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates) und in Anhang XIII (Ver-
kehr) unter Nummer 26c (Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des 
Rates) genannt sind oder auf die dort Bezug genommen wird, 
und zwar mit den Fristen, dem Anwendungsbereich und den 
Wirkungen, die in den genannten Bestimmungen festgelegt sind. 

2. Binnenmarkt-Schutzklausel 
Das im Abkommen vorgesehene allgemeine Beschlussfassungs-
verfahren findet auch auf Beschlüsse der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften nach Art. 38 der Beitrittsakte vom 
16. April 2003 Anwendung." 

Art. 3 

1) Alle Änderungen, die mit der Akte über die Bedingungen des Bei-
tritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik 
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik 
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge, 
auf denen die Europäische Union beruht, (im Folgenden "Beitrittsakte 
vom 16. April 2003" genannt) an den in das EWR-Abkommen aufge-
nommenen Rechtsakten der Gemeinschaftsorgane vorgenommen worden 
sind, werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen aufgenommen. 
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2) Zu diesem Zweck wird in den Anhängen und Protokollen zum 
EWR-Abkommen unter den Nummern, in denen auf die betreffenden 
Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane Bezug genommen wird, folgender 
Gedankenstrich eingefügt: 
"- [CELEX-Nummer]: Akte über die Bedingungen des Beitritts der 

Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, 
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, 
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und 
der Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge, auf 
denen die Europäische Union beruht, angenommen am 16. April 2003". 

3) Ist der in Abs. 2 genannte Gedankenstrich der erste Gedanken-
strich unter der betreffenden Nummer, so werden ihm die Worte ", ge-
ändert durch: " vorangestellt. 

4) In Anhang A dieses Übereinkommens sind die Nummern der An-
hänge und Protokolle zum EWR-Abkommen aufgeführt, unter denen 
der in den Abs. 2 und 3 genannte Wortlaut einzufügen ist. 

5) Müssen vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens in das EWR-
Abkommen aufgenommene Rechtsakte wegen der Beteiligung der neuen 
Vertragsparteien angepasst werden und sind die erforderlichen Anpas-
sungen nicht in diesem Übereinkommen vorgesehen, so werden diese 
Anpassungen nach den im EWR-Abkommen festgelegten Verfahren vor-
genommen. 

Art. 4 

1) Die in Anhang B dieses Übereinkommens aufgeführten Regelungen 
werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen aufgenommen. 

2) Alle Regelungen, die für das EWR-Abkommen von Belang sind 
und die in der Beitrittsakte vom 16. April 2003, nicht aber in Anhang B 
dieses Übereinkommens aufgeführt sind, werden nach den im EWR-
Abkommen festgelegten Verfahren behandelt. 

Art. 5 

Jede Vertragspartei dieses Übereinkommens kann den Gemeinsamen 
EWR-Ausschuss mit allen Fragen im Zusammenhang mit der Auslegung 
oder Durchführung dieses Übereinkommens befassen. Der Gemeinsame 
EWR-Ausschuss prüft die Fragen, um eine annehmbare Lösung zu finden 
und das reibungslose Funktionieren des EWR-Abkommens aufrechtzu-
erhalten. 
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Art. 6 

1) Dieses Übereinkommen muss von den derzeitigen Vertragsparteien 
und den neuen Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren ratifiziert 
oder genehmigt werden. Die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkun-
den werden beim Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union 
hinterlegt. 

2) Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Beitrittsvertrag, sofern alle 
Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden zu diesem Übereinkommen 
vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden sind und sofern folgende Ne-
benabkommen und Protokolle am selben Tag in Kraft treten: 
a) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europä-

ischen Gemeinschaft über den Norwegischen Finanzierungsmecha-
nismus für den Zeitraum 2004-2009, 

b) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zy-
pern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik 
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slo-
wenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union, 

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des 
Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Re-
publik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Re-
publik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union 
und 

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse. 

3) Haben nicht alle neuen Vertragsparteien ihre Ratifikations- bzw. 
Genehmigungsurkunde zu diesem Übereinkommen rechtzeitig hinter-
legt, so tritt dieses für die Staaten in Kraft, die dies rechtzeitig getan haben. 
In diesem Fall beschliesst der EWR-Rat unverzüglich über die Anpas-
sungen, die an diesem Übereinkommen und gegebenenfalls am EWR-Ab-
kommen vorzunehmen sind. 
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Art. 7 

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, 
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, isländischer, 
italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, nor-
wegischer, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, slo-
wenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, 
wobei jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, und wird beim 
Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt; dieses 
übermittelt der Regierung jeder Vertragspartei dieses Übereinkommens 
eine beglaubigte Abschrift. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichnenden Bevollmächtigten ihre 
Unterschriften unter dieses Abkommen gesetzt. 

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendund-
drei. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang A 

Verzeichnis nach Art. 3 des Abkommens 

Teil I 

Im EWR-Abkommen genannte Rechtsakte, die durch die 
Beitrittsakte geändert wurden 

Der Gedankenstrich, auf den in Art. 3 Abs. 2 Bezug genommen wird, 
wird an folgenden Stellen in den Anhängen und Protokollen des EWR-
Abkommens eingefügt: 

In Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz), Kapitel I (Veterinär-
wesen): 

- Teil 1.1, Nr. 4 (Richtlinie 97/78/EG des Rates), 
- Teil 1.1, Nr. 5 (Richtlinie 91/496/EWG des Rates), 
- Teil 1.2, Nr. 16 (Entscheidung 93/13/EWG der Kommission), 
- Teil 1.2, Nr. 67 (Entscheidung 97/735/EG der Kommission), 
- Teil 1.2, Nr. 71 (Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission), 
- Teil 3.1, Nr. 1 (Richtlinie 85/511/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 3 (Richtlinie 80/217/EWG), 
- Teil 3.1, Nr. 4 (Richtlinie 92/35/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 5 (Richtlinie 92/40/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 6 (Richtlinie 92/66/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 7 (Richtlinie 93/53/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 8 (Richtlinie 95/70/EG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 9 (Richtlinie 92/119/EWG des Rates), 
- Teil 3.1, Nr. 9a (Richtlinie 2000/75/EG des Rates), 
- Teil 4.1, Nr. 1 (Richtlinie 64/432/EWG des Rates), 
- Teil 4.1, Nr. 3 (Richtlinie 90/426/EWG des Rates), 
- Teil 4.1, Nr. 4 (Richtlinie 90/539/EWG des Rates), 
- Teil 4.1, Nr. 9 (Richtlinie 92/65/EWG des Rates), 
- Teil 5.1, Nr. 1 (Richtlinie 72/461/EWG des Rates), 
- Teil 5.1, Nr. 4 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates), 
- Teil 5.1, Nr. 5 (Richtlinie 91/495/EWG des Rates), 



15 

- Teil 5.1, Nr. 6 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates), 
- Teil 5.1, Nr. 7 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 1 (Richtlinie 64/433/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 2 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 4 (Richtlinie 77/99/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 7 (Richtlinie 89/437/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 8 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 11 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 13 (Richtlinie 91/495/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 14 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates), 
- Teil 6.1, Nr. 15 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates), 
- Teil 6.2, Nr. 17 (Entscheidung 93/383/EWG des Rates), 
- Teil 6.2, Nr. 39 (Entscheidung 98/536/EG der Kommission), 
- Teil 7.1, Nr. 2 (Richtlinie 96/23/EG des Rates), 
- Teil 7.2, Nr. 14 (Entscheidung 98/179/EG der Kommission), 
- Teil 8.1, Nr. 2 (Richtlinie 90/426/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 3 (Richtlinie 90/539/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 8 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 11 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 13 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 14 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 15 (Richtlinie 92/65/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 16 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates), 
- Teil 8.1, Nr. 17 (Richtlinie 77/96/EWG des Rates), 
- Teil 9.1, Nr. 9 (Entscheidung 2000/50/EG der Kommission). 

In Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifi-
zierung): 

A. Kapitel 1 (Kraftfahrzeuge): 

- Nr. 1 (Richtlinie 70/156/EWG des Rates), 
- Nr. 2 (Richtlinie 70/157/EWG des Rates), 
- Nr. 3 (Richtlinie 70/220/EWG des Rates), 
- Nr. 4 (Richtlinie 70/221/EWG des Rates), 
- Nr. 8 (Richtlinie 70/388/EWG des Rates), 
- Nr. 9 (Richtlinie 71/127/EWG des Rates), 
- Nr. 10 (Richtlinie 71/320/EWG des Rates), 
- Nr. 11 (Richtlinie 72/245/EWG des Rates), 
- Nr. 14 (Richtlinie 74/61/EWG des Rates), 
- Nr. 16 (Richtlinie 74/408/EWG des Rates), 
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- Nr. 17 (Richtlinie 74/483/EWG des Rates), 
- Nr. 19 (Richtlinie 76/114/EWG des Rates), 
- Nr. 22 (Richtlinie 76/757/EWG des Rates), 
- Nr. 23 (Richtlinie 76/758/EWG des Rates), 
- Nr. 24 (Richtlinie 76/759/EWG des Rates), 
- Nr. 25 (Richtlinie 76/760/EWG des Rates), 
- Nr. 26 (Richtlinie 76/761/EWG des Rates), 
- Nr. 27 (Richtlinie 76/762/EWG des Rates), 
- Nr. 29 (Richtlinie 77/538/EWG des Rates), 
- Nr. 30 (Richtlinie 77/539/EWG des Rates), 
- Nr. 31 (Richtlinie 77/540/EWG des Rates), 
- Nr. 32 (Richtlinie 77/541/EWG des Rates), 
- Nr. 36 (Richtlinie 78/318/EWG des Rates), 
- Nr. 39 (Richtlinie 78/932/EWG des Rates), 
- Nr. 44 (Richtlinie 88/77/EWG des Rates), 
- Nr. 45a (Richtlinie 91/226/EWG des Rates), 
- Nr. 45r (Richtlinie 94/20/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates), 
- Nr. 45t (Richtlinie 95/28/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates), 
- Nr. 45za (Richtlinie 2002/24/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates). 

B. Kapitel II (Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen): 

- Nr. 1 (Richtlinie 74/150/EWG des Rates), 
- Nr. 7 (Richtlinie 75/322/EWG des Rates), 
- Nr. 11 (Richtlinie 77/536/EWG des Rates), 
- Nr. 13 (Richtlinie 78/764/EWG des Rates), 
- Nr. 17 (Richtlinie 79/622/EWG des Rates), 
- Nr. 20 (Richtlinie 86/298/EWG des Rates), 
- Nr. 22 (Richtlinie 87/402/EWG des Rates), 
- Nr. 23 (Richtlinie 89/173/EWG des Rates). 

C. Kapitel IV (Haushaltsgeräte): 

- Nr. 4a (Richtlinie 94/2/EG der Kommission), 
- Nr. 4b (Richtlinie 95/12/EG der Kommission), 
- Nr. 4c (Richtlinie 95/13/EG der Kommission), 
- Nr. 4d (Richtlinie 96/60/EG der Kommission), 
- Nr. 4f (Richtlinie 97/17/EG der Kommission). 
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D. Kapitel VIII (Druckgefässe): 

- Nr. 2 (Richtlinie 76/767/EWG des Rates). 

E. Kapitel IX (Messgeräte): 

- Nr. 1 (Richtlinie 71/316/EWG des Rates), 
- Nr. 5 (Richtlinie 71/347/EWG des Rates), 
- Nr. 6 (Richtlinie 71/348/EWG des Rates), 
- Nr. 12 (Richtlinie 75/106/EWG des Rates). 

F. Kapitel XI (Textilien): 

- Nr. 4b (Richtlinie 96/74/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates). 

G. Kapitel XII (Lebensmittel): 

- Nr. 18 (Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates), 

- Nr. 24 (Richtlinie 80/590/EWG der Kommission), 
- Nr. 47 (Richtlinie 89/108/EWG des Rates), 
- Nr. 54a (Richtlinie 91/321/EWG der Kommission), 
- Nr. 54b (Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates), 
- Nr. 54w (Richtlinie 1999/21/EG der Kommission), 
- Nr. 54zh (Richtlinie 2000/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates), 
- Nr. 54zn (Verordnung (EG) Nr. 466/2001 der Kommission), 
- Nr. 54zs (Richtlinie 2001/114/EG des Rates). 

H. Kapitel XIV (Düngemittel): 

- Nr. 1 (Richtlinie 76/116/EWG des Rates). 

I. Kapitel XV (Gefährliche Stoffe): 

- Nr. 1 (Richtlinie 67/548/EWG des Rates). 

J. Kapitel XVI (Kosmetika): 

- Nr. 9 (Richtlinie 95/17/EG der Kommission). 

K. Kapitel XIX (Allgemeine Bestimmungen auf dem Gebiet der tech-
nischen Handelshemmnisse): 

- Nr. 1 (Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates), 

- Nr. 3b (Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates), 
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- Nr. 3e (Richtlinie 94/11/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates), 

- Nr. 3g (Richtlinie 69/493/EWG des Rates). 

L. Kapitel XXIV (Maschinen): 

- Nr. 1a (Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates). 

M. Kapitel XXVII (Spirituosen): 

- Nr. 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates). 

In Anhang IV (Energie): 

- Nr. 7 (Richtlinie 90/377/EWG des Rates), 
- Nr. 8 (Richtlinie 90/547/EWG des Rates), 
- Nr. 9 (Richtlinie 91/296/EWG des Rates), 
- Nr. 11b (Richtlinie 95/12/EG der Kommission), 
- Nr. 11c (Richtlinie 95/13/EG der Kommission), 
- Nr. 11d (Richtlinie 96/60/EG der Kommission), 
- Nr. 11f (Richtlinie 97/17/EG der Kommission). 

In Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer): 

- Nr. 3 (Richtlinie 68/360/EWG des Rates). 

In Anhang VI (Soziale Sicherheit): 

- Nr. 1 (Verordnung (EG) Nr. 1408/71 des Rates), 
- Nr. 2 (Verordnung (EG) Nr. 574/72 des Rates), 
- Nr. 3.18 (Beschluss Nr. 117), 
- Nr. 3.19 (Beschluss Nr. 118), 
- Nr. 3.27 (Beschluss Nr. 136), 
- Nr. 3.37 (Beschluss Nr. 150). 

In Anhang VII (Gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen): 

- Nr. 1a (Richtlinie 92/51/EWG des Rates), 
- Nr. 2 (Richtlinie 77/249/EWG des Rates), 
- Nr. 2a (Richtlinie 98/5/EG des Rates), 
- Nr. 4 (Richtlinie 93/16/EWG des Rates), 
- Nr. 8 (Richtlinie 77/452/EWG des Rates), 
- Nr. 10 (Richtlinie 78/686/EWG des Rates), 
- Nr. 11 (Richtlinie 78/687/EWG des Rates), 
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- Nr. 12 (Richtlinie 78/1026/EWG des Rates), 
- Nr. 14 (Richtlinie 80/154/EWG des Rates), 
- Nr. 17 (Richtlinie 85/433/EWG des Rates), 
- Nr. 18 (Richtlinie 85/384/EWG des Rates), 

In Anhang IX (Finanzdienstleistungen): 

- Nr. 2 (Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates), 
- Nr. 11 (Erste Richtlinie 79/267/EWG des Rates), 
- Nr. 13 (Richtlinie 77/92/EWG des Rates), 
- Nr. 14 (Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates). 

In Anhang XI (Telekommunikationsdienste): 

- Nr. 5i (Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates). 

In Anhang XIII (Verkehr): 

- Nr. 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates), 
- Nr. 3 (Verordnung (EWG) Nr. 281/71 des Rates), 
- Nr. 5 (Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates), 
- Nr. 7 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates), 
- Nr. 13 (Richtlinie 92/106/EWG des Rates), 
- Nr. 18a (Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates), 
- Nr. 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates), 
- Nr. 21 (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates), 
- Nr. 24a (Richtlinie 91/439/EWG des Rates), 
- Nr. 24c (Richtlinie 1999/37/EG des Rates), 
- Nr. 26a (Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates), 
- Nr. 32 (Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates), 
- Nr. 33c (Verordnung (EWG) Nr. 2121/98 der Kommission), 
- Nr. 37 (Richtlinie 91/440/EWG des Rates), 
- Nr. 39 (Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates), 
- Nr. 46a (Richtlinie 91/672/EWG des Rates), 
- Nr. 47 (Richtlinie 82/714/EWG des Rates), 
- Nr. 49 (Entscheidung 77/527/EWG der Kommission), 
- Nr. 50 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates), 
- Nr. 64a (Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates), 
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- Nr. 66c (Richtlinie 93/65/EWG des Rates), 
- Nr. 66f (Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates). 

In Anhang XIV (Wettbewerb): 

- Nr. 2 (Verordnung (EG) Nr. 2790/99 der Kommission), 
- Nr. 4b (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission), 
- Nr. 5 (Verordnung (EG) Nr. 240/96 der Kommission), 
- Nr. 6 (Verordnung (EG) Nr. 2658/2000 der Kommission), 
- Nr. 7 (Verordnung (EG) Nr. 2659/2000 der Kommission), 
- Nr. 10 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates), 
- Nr. 11 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates), 
- Nr. 11b (Verordnung (EWG) Nr. 1617/93 der Kommission), 
- Nr. 11c (Verordnung (EG) Nr. 823/2000 der Kommission). 

In Anhang XVI (Öffentliches Auftragswesen): 

- Nr. 2 (Richtlinie 93/37/EWG des Rates), 
- Nr. 3 (Richtlinie 93/36/EWG des Rates), 
- Nr. 4 (Richtlinie 93/38/EWG des Rates), 
- Nr. 5a (Richtlinie 92/13/EWG des Rates), 
- Nr. 5b (Richtlinie 92/50/EWG des Rates). 

In Anhang XVII (Geistiges Eigentum): 

- Nr. 6 (Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates), 
- Nr. 6a (Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments 

und des Rates). 

In Anhang XX (Umweltschutz): 

- Nr. 2fa (Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates), 

- Nr. 19a (Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates), 

- Nr. 21aa (Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des Europäischen Parla-
ments und des Rates). 

In Anhang XXI (Statistik): 

- Nr. 1c (Verordnung (EG) Nr. 2702/98 der Kommission), 
- Nr. 1f (Verordnung (EG) Nr. 1227/1999 der Kommission), 
- Nr. 1g (Verordnung (EG) Nr. 1228/1999 der Kommission), 
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- Nr. 6 (Richtlinie 80/1119/EWG des Rates), 
- Nr. 7 (Richtlinie 80/1177/EWG des Rates), 
- Nr. 7c (Richtlinie 95/57/EG des Rates), 
- Nr. 7f (Verordnung (EG) Nr. 1172/98 des Rates), 
- Nr. 24 (Verordnung (EWG) Nr. 837/90 des Rates), 
- Nr. 24a (Verordnung (EWG) Nr. 959/93 des Rates), 
- Nr. 25b (Verordnung (EWG) Nr. 2018/93 des Rates), 
- Nr. 26 (Richtlinie 90/377/EWG des Rates). 

In Anhang XXII (Gesellschaftsrecht): 

- Nr. 1 (Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates), 
- Nr. 2 (Zweite Richtlinie 77/91/EWG des Rates), 
- Nr. 3 (Dritte Richtlinie 78/855/EWG des Rates), 
- Nr. 4 (Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates), 
- Nr. 6 (Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates), 
- Nr. 9 (Zwölfte Richtlinie 89/667/EWG des Rates auf dem Gebiet des 

Gesellschaftsrechts). 

In Protokoll 21 über die Durchführung der Wettbewerbsregeln für Unter-
nehmen: 

- Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 (Verordnung (EG) Nr. 447/98 der Kommission), 
- Art. 3 Abs. 1 Nr. 7 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates), 
- Art. 3 Abs. 1 Nr. 11 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates). 

In Protokoll 26 über die Befugnisse und Aufgaben der EFTA-Über-
wachungsbehörde im Bereich der staatlichen Beihilfen: 

- Art. 2 (Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates). 

In Protokoll 31 über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen ausser-
halb der vier Freiheiten: 

- Fussnote (Verordnung (EWG) Nr. 337/75 des Rates) zu Art. 4 Abs. 6 
(Allgemeine und berufliche Bildung und Jugend). 

- Fussnote (Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates) zu Art. 5 Abs. 10 
(Sozialpolitik). 

- (Entscheidung 2000/819/EG des Rates) zu Art. 7 Abs. 5 (Unterneh-
men und unternehmerische Initiative sowie kleine und mittlere Un-
ternehmen), siebter Gedankenstrich. 
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Teil II 

Weitere Änderungen zu den Anhängen des EWR-Abkommens 

Es werden folgende Änderungen an den Anhängen zum EWR-Abkom-
men vorgenommen: 

In Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz), Kapitel I (Veterinär-
wesen): 
In Unterkapitel 1 Teil 1.1. Nr. 4 (Richtlinie 97/78/EG des Rates) werden 
die Nr. 16 und 17 in Anpassung b in Nr. 26 und 27 umbenannt. 

In Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifi-
zierung): 
Kapitel XII (Lebensmittel) 
In Nr. 54zs (Richtlinie 2001/114/EG des Rates) wird der an Anhang II 
anzufügende Text "k" in "za" umbenannt. 

In Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer): 

1. In Nr. 3 (Richtlinie 68/360/EWG des Rates) erhält die Anpassung e/ii 
folgende Fassung: 
"ii) Die Fussnote erhält folgende Fassung: 

"Je nach Ausstellungsland: belgischen, tschechischen, dänischen, 
deutschen, estnischen, griechischen, isländischen, spanischen, 
französischen, irischen, italienischen, zypriotischen, lettischen, 
liechtensteinischen, litauischen, luxemburgischen, ungarischen, 
maltesischen, niederländischen, norwegischen, österreichischen, 
polnischen, portugiesischen, slowenischen, slowakischen, finni-
schen, schwedischen und britischen." 

2. In Nr. 7 (Entscheidung 93/569/EWG der Kommission) werden die 
Wörter "Österreich, Finnland, Island, Norwegen und Schweden" 
durch die Wörter "Island und Norwegen" ersetzt. 
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In Anhang VI (Soziale Sicherheit) 

1. Die Anpassungen in Nr. 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des 
Rates) werden wie folgt geändert: 
a) In den Anpassungen h, i, j, k, l, m, p, q, r, t und v werden die Bst. 

"P", "Q" und "R" in die Bst. "ZA", "ZB" bzw. "ZC" umbenannt. 
b) Die Aufzählung in Anpassung n erhält folgende Fassung: 

"301. Island - Belgien 
Kein Abkommen. 

302. Island - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

303. Island - Dänemark 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

304. Island - Deutschland 
Kein Abkommen. 

305. Island - Estland 
Kein Abkommen. 

306. Island - Griechenland 
Kein Abkommen. 

307. Island - Spanien 
Kein Abkommen. 

308. Island - Frankreich 
Kein Abkommen. 

309. Island - Irland 
Kein Abkommen. 

310. Island - Italien 
Kein Abkommen. 

311. Island - Zypern 
Kein Abkommen. 

312. Island - Lettland 
Kein Abkommen. 

313. Island - Litauen 
Kein Abkommen. 
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314. Island - Luxemburg 
Kein Abkommen. 

315. Island - Ungarn 
Kein Abkommen. 

316. Island - Malta 
Kein Abkommen. 

317. Island - Niederlande 
Kein Abkommen. 

318. Island - Österreich 
Keine. 

319. Island - Polen 
Kein Abkommen. 

320. Island - Portugal 
Kein Abkommen. 

321. Island - Slowenien 
Kein Abkommen. 

322. Island - Slowakei 
Kein Abkommen. 

323. Island - Finnland 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

324. Island - Schweden 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

325. Island - Vereinigtes Königreich 
Keine. 

326. Island - Liechtenstein 
Kein Abkommen. 

327. Island - Norwegen 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

328. Liechtenstein - Belgien 
Kein Abkommen. 
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329. Liechtenstein - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

330. Liechtenstein - Dänemark 
Kein Abkommen. 

331. Liechtenstein - Deutschland 
Art. 4 Abs. 2 des Abkommens vom 7. April 1977 über so-
ziale Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen Nr. 1 
vom 11. August 1989 in Bezug auf die Zahlung von Geld-
leistungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen. 

332. Liechtenstein - Estland 
Kein Abkommen. 

333. Liechtenstein - Griechenland 
Kein Abkommen. 

334. Liechtenstein - Spanien 
Kein Abkommen. 

335. Liechtenstein - Frankreich 
Kein Abkommen. 

336. Liechtenstein - Irland 
Kein Abkommen. 

337. Liechtenstein - Italien 
Art. 5 Satz 2 des Abkommens vom 11. November 1976 über 
soziale Sicherheit in Bezug auf die Zahlung von Geldleis-
tungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen. 

338. Liechtenstein - Zypern 
Kein Abkommen. 

339. Liechtenstein - Lettland 
Kein Abkommen. 

340. Liechtenstein - Litauen 
Kein Abkommen. 

341. Liechtenstein - Luxemburg 
Kein Abkommen. 

342. Liechtenstein - Ungarn 
Kein Abkommen. 
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343. Liechtenstein - Malta 
Kein Abkommen. 

344. Liechtenstein - Niederlande 
Kein Abkommen. 

345. Liechtenstein - Österreich 
Art. 4 des Abkommens vom 23. September 1998 über soziale 
Sicherheit. 

346. Liechtenstein - Polen 
Kein Abkommen. 

347. Liechtenstein - Portugal 
Kein Abkommen. 

348. Liechtenstein - Slowenien 
Kein Abkommen. 

349. Liechtenstein - Slowakei 
Kein Abkommen. 

350. Liechtenstein - Finnland 
Kein Abkommen. 

351. Liechtenstein - Schweden 
Kein Abkommen. 

352. Liechtenstein - Vereinigtes Königreich 
Kein Abkommen. 

353. Liechtenstein - Norwegen 
Kein Abkommen. 

354. Norwegen - Belgien 
Kein Abkommen. 

355. Norwegen - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

356. Norwegen - Dänemark 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit. 

357. Norwegen - Deutschland 
Kein Abkommen. 



27 

358. Norwegen - Estland 
Kein Abkommen. 

359. Norwegen - Griechenland 
Art. 16 Abs. 5 des Abkommens vom 12. Juni 1980 über so-
ziale Sicherheit. 

360. Norwegen - Spanien 
Kein Abkommen. 

361. Norwegen - Frankreich 
Keine. 

362. Norwegen - Irland 
Kein Abkommen. 

363. Norwegen - Italien 
Keine. 

364. Norwegen - Zypern 
Kein Abkommen. 

365. Norwegen - Lettland 
Kein Abkommen. 

366. Norwegen - Litauen 
Kein Abkommen. 

367. Norwegen - Luxemburg 
Keine. 

368. Norwegen - Ungarn 
Keine. 

369. Norwegen - Malta 
Kein Abkommen. 

370. Norwegen - Niederlande 
Art. 5 Abs. 2 des Abkommens vom 13. April 1989 über so-
ziale Sicherheit. 

371. Norwegen - Österreich 
a) Art. 5 Abs. 2 des Abkommens vom 27. August 1985 

über soziale Sicherheit. 
b) Art. 4 des genannten Abkommens in Bezug auf Perso-

nen, die in einem Drittstaat wohnen. 



28 

c) Nr. II des Schlussprotokolls zu genanntem Abkommen 
in Bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen. 

372. Norwegen - Polen 
Kein Abkommen. 

373. Norwegen - Portugal 
Art. 6 des Abkommens vom 5. Juni 1980 über soziale Si-
cherheit. 

374. Norwegen - Slowenien 
Keine. 

375. Norwegen - Slowakei 
Kein Abkommen. 

376. Norwegen - Finnland 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

377. Norwegen - Schweden 
Art. 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 
über soziale Sicherheit. 

378. Norwegen - Vereinigtes Königreich 
Keine." 

c) Die Aufzählung in Anpassung o erhält folgende Fassung: 
"301. Island - Belgien 

Kein Abkommen. 
302. Island - Tschechische Republik 

Kein Abkommen. 
303. Island - Dänemark 

Keine. 
304. Island - Deutschland 

Kein Abkommen. 
305. Island - Estland 

Kein Abkommen. 
306. Island - Griechenland 

Kein Abkommen. 
307. Island - Spanien 

Kein Abkommen. 
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308. Island - Frankreich 
Kein Abkommen. 

309. Island - Irland 
Kein Abkommen. 

310. Island - Italien 
Kein Abkommen. 

311. Island - Zypern 
Kein Abkommen. 

312. Island - Lettland 
Kein Abkommen. 

313. Island - Litauen 
Kein Abkommen. 

314. Island - Luxemburg 
Kein Abkommen. 

315. Island - Ungarn 
Kein Abkommen. 

316. Island - Malta 
Kein Abkommen. 

317. Island - Niederlande 
Kein Abkommen. 

318. Island - Österreich 
Art. 4 des Abkommens vom 18. November 1993 über soziale 
Sicherheit. 

319. Island - Polen 
Kein Abkommen. 

320. Island - Portugal 
Kein Abkommen. 

321. Island - Slowenien 
Kein Abkommen. 

322. Island - Slowakei 
Kein Abkommen. 

323. Island - Finnland 
Keine. 
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324. Island - Schweden 
Keine. 

325. Island - Vereinigtes Königreich 
Keine. 

326. Island - Liechtenstein 
Kein Abkommen. 

327. Island - Norwegen 
Keine. 

328. Liechtenstein - Belgien 
Kein Abkommen. 

329. Liechtenstein - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

330. Liechtenstein - Dänemark 
Kein Abkommen. 

331. Liechtenstein - Deutschland 
Art. 4 Abs. 2 des Abkommens vom 7. April 1977 über so-
ziale Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen Nr. 1 
vom 11. August 1989 in Bezug auf die Zahlung von Geld-
leistungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen. 

332. Liechtenstein - Estland 
Kein Abkommen. 

333. Liechtenstein - Griechenland 
Kein Abkommen. 

334. Liechtenstein - Spanien 
Kein Abkommen. 

335. Liechtenstein - Frankreich 
Kein Abkommen. 

336. Liechtenstein - Irland 
Kein Abkommen. 

337. Liechtenstein - Italien 
Art. 5 Satz 2 des Abkommens vom 11. November 1976 über 
soziale Sicherheit in Bezug auf die Zahlung von Geldleis-
tungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen. 
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338. Liechtenstein - Zypern 
Kein Abkommen. 

339. Liechtenstein - Lettland 
Kein Abkommen. 

340. Liechtenstein - Litauen 
Kein Abkommen. 

341. Liechtenstein - Luxemburg 
Kein Abkommen. 

342. Liechtenstein - Ungarn 
Kein Abkommen. 

343. Liechtenstein - Malta 
Kein Abkommen. 

344. Liechtenstein - Niederlande 
Kein Abkommen. 

345. Liechtenstein - Österreich 
Art. 4 des Abkommens vom 23. September 1998 über soziale 
Sicherheit. 

346. Liechtenstein - Polen 
Kein Abkommen. 

347. Liechtenstein - Portugal 
Kein Abkommen. 

348. Liechtenstein - Slowenien 
Kein Abkommen. 

349. Liechtenstein - Slowakei 
Kein Abkommen. 

350. Liechtenstein - Finnland 
Kein Abkommen. 

351. Liechtenstein - Schweden 
Kein Abkommen. 

352. Liechtenstein - Vereinigtes Königreich 
Kein Abkommen. 

353. Liechtenstein - Norwegen 
Kein Abkommen. 
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354. Norwegen - Belgien 
Kein Abkommen. 

355. Norwegen - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

356. Norwegen - Dänemark 
Keine. 

357. Norwegen - Deutschland 
Kein Abkommen. 

358. Norwegen - Estland 
Kein Abkommen. 

359. Norwegen - Griechenland 
Keine. 

360. Norwegen - Spanien 
Kein Abkommen. 

361. Norwegen - Frankreich 
Keine. 

362. Norwegen - Irland 
Kein Abkommen. 

363. Norwegen - Italien 
Keine. 

364. Norwegen - Zypern 
Kein Abkommen. 

365. Norwegen - Lettland 
Kein Abkommen. 

366. Norwegen - Litauen 
Kein Abkommen. 

367. Norwegen - Luxemburg 
Keine. 

368. Norwegen - Ungarn 
Keine. 

369. Norwegen - Malta 
Kein Abkommen. 
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370. Norwegen - Niederlande 
Art. 5 Abs. 2 des Abkommens vom 13. April 1989 über so-
ziale Sicherheit. 

371. Norwegen - Österreich 
a) Art. 5 Abs. 2 des Abkommens vom 27. August 1985 

über soziale Sicherheit. 
b) Art. 4 des genannten Abkommens in Bezug auf Perso-

nen, die in einem Drittstaat wohnen. 
c) Nr. II des Schlussprotokolls zu den genannten Ab-

kommen in Bezug auf Personen, die in einem Drittstaat 
wohnen. 

372. Norwegen - Polen 
Kein Abkommen. 

373. Norwegen - Portugal 
Keine. 

374. Norwegen - Slowenien 
Keine. 

375. Norwegen - Slowakei 
Kein Abkommen. 

376. Norwegen - Finnland 
Keine. 

377. Norwegen - Sschweden 
Keine. 

378. Norwegen - Vereinigtes Königreich 
Keine." 

d) In Anpassung s wird Bst. "g" in "j" umbenannt. 
e) In Anpassung u werden die Nr. "13", "14" und "15" in die Nr. 

"17", "18" bzw. "19" umbenannt. 
2. Die Anpassungen in Nr. 2 (Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates) 

werden wie folgt geändert: 
a) In den Anpassungen a, b, c, f, h, i, l, m, und n werden die Bst. "P", 

"Q" und "R" in die Bst. "ZA", "ZB" bzw. "ZC" umbenannt. 
b) In den Anpassungen d und e werden die Wörter "K. Österreich" 

durch die Wörter "R. Österreich" ersetzt. 
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c) Die Aufzählung in Anpassung g erhält folgende Fassung: 

"301. Island - Belgien 
Nicht zutreffend. 

302. Island - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

303. Island - Dänemark 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts 
auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 und Art. 
70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleis-
tungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosig-
keit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverordnung 
(Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärztli-
chen Untersuchungen). 

304. Island - Deutschland 
Nicht zutreffend. 

305. Island - Estland 
Kein Abkommen. 

306. Island - Griechenland 
Nicht zutreffend. 

307. Island - Spanien 
Nicht zutreffend. 

308. Island - Frankreich 
Nicht zutreffend. 

309. Island - Irland 
Nicht zutreffend. 

310. Island - Italien 
Nicht zutreffend. 

311. Island - Zypern 
Kein Abkommen. 

312. Island - Lettland 
Kein Abkommen. 
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313. Island - Litauen 
Kein Abkommen. 

314. Island - Luxemburg 
Keine. 

315. Island - Ungarn 
Kein Abkommen. 

316. Island - Malta 
Kein Abkommen. 

317. Island -Niederlande 
Briefwechsel vom 25. April und 26. Mai 1995 zu Art. 36 
Abs. 3 und Art. 63 Abs. 3 der Verordnung betreffend den 
Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen für Sach-
leistungen bei Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten gemäss Titel III Kapitel 1 und 4 der Ver-
ordnung Nr. 1408/71, ausgenommen Art. 22 Abs. 1 Bst. c 
und Art. 55 Abs. 1 Bst. c. 

318. Island - Österreich 
Vereinbarung vom 21. Juni 1995 über die Kostenerstattung 
im Bereich der sozialen Sicherheit. 

319. Island - Polen 
Kein Abkommen. 

320. Island - Portugal 
Nicht zutreffend. 

321. Island - Slowenien 
Kein Abkommen. 

322. Island - Slowakei 
Kein Abkommen. 

323. Island - Finnland 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Ver-
zichts auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 
und Art. 70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für 
Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeits-
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losigkeit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverord-
nung (Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärzt-
lichen Untersuchungen). 

324. Island - Schweden 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Ver-
zichts auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 
und Art. 70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für 
Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverord-
nung (Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärzt-
lichen Untersuchungen). 

325. Island - Vereinigtes Königreich 
Keine. 

326. Island - Liechtenstein 
Nicht zutreffend. 

327. Island - Norwegen 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Ver-
zichts auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 
und Art. 70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für 
Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Ar-
beitslosigkeit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsver-
ordnung (Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und 
ärztlichen Untersuchungen). 

328. Liechtenstein - Belgien 
Nicht zutreffend. 

329. Liechtenstein - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

330. Liechtenstein - Dänemark 
Nicht zutreffend. 

331. Liechtenstein - Deutschland 
Keine. 
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332. Liechtenstein - Estland 
Kein Abkommen. 

333. Liechtenstein - Griechenland 
Nicht zutreffend. 

334. Liechtenstein - Spanien 
Nicht zutreffend. 

335. Liechtenstein - Frankreich 
Nicht zutreffend. 

336. Liechtenstein - Irland 
Nicht zutreffend. 

337. Liechtenstein - Italien 
Keine. 

338. Liechtenstein - Zypern 
Kein Abkommen. 

339. Liechtenstein - Lettland 
Kein Abkommen. 

340. Liechtenstein - Litauen 
Kein Abkommen. 

341. Liechtenstein - Luxemburg 
Nicht zutreffend. 

342. Liechtenstein - Ungarn 
Kein Abkommen. 

343. Liechtenstein - Malta 
Kein Abkommen. 

344. Liechtenstein - Niederlande 
Art. 2 bis 6 der Vereinbarung vom 27. November 2000 über 
die Abrechnung von Kosten im Bereich der sozialen Sicher-
heit. 

345. Liechtenstein - Österreich 
Vereinbarung vom 14. Dezember 1995 über die Kostener-
stattung im Bereich der sozialen Sicherheit. 
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346. Liechtenstein - Polen 
Kein Abkommen. 

347. Liechtenstein - Portugal 
Nicht zutreffend. 

348. Liechtenstein - Slowenien 
Kein Abkommen. 

349. Liechtenstein - Slowakei 
Kein Abkommen. 

350. Liechtenstein - Finnland 
Nicht zutreffend. 

351. Liechtenstein - Schweden 
Nicht zutreffend. 

352. Liechtenstein - Vereinigtes Königreich 
Nicht zutreffend. 

353. Liechtenstein - Norwegen 
Nicht zutreffend. 

354. Norwegen - Belgien 
Nicht zutreffend. 

355. Norwegen - Tschechische Republik 
Kein Abkommen. 

356. Norwegen - Dänemark 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts 
auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 und Art. 
70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleis-
tungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosig-
keit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverordnung 
(Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärztlichen 
Untersuchungen). 
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357. Norwegen - Deutschland 
Art. 1 des Abkommens vom 28. Mai 1999 über den Ver-
zicht auf die Erstattung von Aufwendungen für Sachleis-
tungen bei Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten sowie der Kosten für verwaltungsmässige 
Kontrollen und ärztliche Untersuchungen. 

358. Norwegen - Estland 
Kein Abkommen. 

359. Norwegen - Griechenland 
Keine. 

360. Norwegen - Spanien 
Nicht zutreffend. 

361. Norwegen - Frankreich 
Keine. 

362. Norwegen - Irland 
Nicht zutreffend. 

363. Norwegen - Italien 
Keine. 

364. Norwegen - Zypern 
Kein Abkommen. 

365. Norwegen - Lettland 
Kein Abkommen. 

366. Norwegen - Litauen 
Kein Abkommen. 

367. Norwegen - Luxemburg 
Art. 2 bis 4 der Vereinbarung vom 19. März 1998 über die 
Kostenerstattung im Bereich der sozialen Sicherheit. 

368. Norwegen - Ungarn 
Keine. 

369. Norwegen - Malta 
Kein Abkommen. 
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370. Norwegen - Niederlande 
Briefwechsel vom 13. Januar 1994 und vom 10. Juni 1994 zu 
Art. 36 Abs. 3 und Art. 63 Abs. 3 der Verordnung 1408/71 
(Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen für Sach-
leistungen gemäss Titel III Kapitel 1 und 4 der Verordnung 
Nr. 1408/71, ausgenommen Art. 22 Abs. 1 Bst. c und Art. 55 
Abs. 1 Bst. c, sowie der daraus folgenden Kosten für ver-
waltungsmässige Kontrollen und ärztliche Untersuchungen 
gemäss Art. 105 der Verordnung Nr. 574/72). 

371. Norwegen - Österreich 
Vereinbarung vom 17. Dezember 1996 über die Kostener-
stattung im Bereich der sozialen Sicherheit. 

372. Norwegen - Polen 
Kein Abkommen. 

373. Norwegen - Portugal 
Keine. 

374. Norwegen - Slowenien 
Keine. 

375. Norwegen - Slowakei 
Kein Abkommen. 

376. Norwegen - Finnland 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts 
auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 und Art. 
70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistun-
gen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) 
und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverordnung (Kos-
ten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärztlichen 
Untersuchungen). 
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377. Norwegen - Schweden 
Art. 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über 
soziale Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts 
auf Erstattung nach Art. 36 Abs. 3, Art. 63 Abs. 3 und Art. 
70 Abs. 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleis-
tungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosig-
keit) und Art. 105 Abs. 2 der Durchführungsverordnung 
(Kosten der verwaltungsmässigen Kontrollen und ärztli-
chen Untersuchungen). 

378. Norwegen - Vereinigtes Königreich 
Briefwechsel vom 20. März 1997 und vom 3. April 1997 über 
Art. 36 Abs. 3 und Art. 63 Abs. 3 der Verordnung (Erstat-
tung oder Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für 
Sachleistungen) und Art. 105 der Durchführungsverordnung 
(Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmässi-
gen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen)." 

d) Die Aufzählung in Anpassung j erhält folgende Fassung: 
"Island und Belgien 
Island und der Tschechischen Republik 
Island und Deutschland 
Island und Estland 
Island und Spanien 
Island und Frankreich 
Island und Zypern 
Island und Lettland 
Island und Litauen 
Island und Luxemburg 
Island und Ungarn 
Island und Malta 
Island und den Niederlanden 
Island und Österreich 
Island und Polen 
Island und Slowenien 
Island und Slowakei 
Island und Finnland 
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Island und Schweden 
Island und dem Vereinigten Königreich 
Island und Liechtenstein 
Island und Norwegen 
Liechtenstein und Belgien 
Liechtenstein und der Tschechischen Republik 
Liechtenstein und Deutschland 
Liechtenstein und Estland 
Liechtenstein und Spanien 
Liechtenstein und Frankreich 
Liechtenstein und Zypern 
Liechtenstein und Lettland 
Liechtenstein und Litauen 
Liechtenstein und Irland 
Liechtenstein und Luxemburg 
Liechtenstein und den Niederlanden 
Liechtenstein und Ungarn 
Liechtenstein und Malta 
Liechtenstein und Österreich 
Liechtenstein und Polen 
Liechtenstein und Slowenien 
Liechtenstein und Slowakei 
Liechtenstein und Finnland 
Liechtenstein und Schweden 
Liechtenstein und dem Vereinigten Königreich 
Liechtenstein und Norwegen 
Norwegen und Belgien 
Norwegen und der Tschechischen Republik 
Norwegen und Deutschland 
Norwegen und Estland 
Norwegen und Spanien 
Norwegen und Frankreich 
Norwegen und Irland 
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Norwegen und Zypern 
Norwegen und Lettland 
Norwegen und Litauen 
Norwegen und Luxemburg 
Norwegen und Ungarn 
Norwegen und Malta 
Norwegen und den Niederlanden 
Norwegen und Österreich 
Norwegen und Polen 
Norwegen und Portugal 
Norwegen und Slowenien 
Norwegen und Slowakei 
Norwegen und Finnland 
Norwegen und Schweden 
Norwegen und dem Vereinigten Königreich." 

3. Die Bst. "P", "Q" und "R" in der Anpassung in Nr. 3.27 (Beschluss 
Nr. 136) werden in die Bst. "ZA", "ZB" bzw. "ZC" umbenannt. 

4. Die Bst. "P", "Q" und "R" in der Anpassung in Nr. 3.37 (Beschluss 
Nr. 150) werden in die Bst. "ZA", "ZB" bzw. "ZC" umbenannt. 

In Anhang VII (Gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen): 

1. In Anpassung a Nr. 18 (Richtlinie 85/384/EWG des Rates) werden 
die Bst. n, o und p jeweils in die Bst. za, zb bzw. zc umbenannt, und 
die Bst. l, m und q werden gestrichen. 

2. In Abschnitt 1 der Anpassungen in Nr. 11 (Richtlinie 78/687/EWG 
des Rates) werden die Wörter "Art. 19, 19a und 19b" durch die Wörter 
"Art. 19, 19a, 19b, 19c und 19d" ersetzt. 

In Anhang XIII (Verkehr): 

1. Nr. 5 (Entscheidung Nr. 1692/96 des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird wie folgt geändert: 
a) In Anpassung i werden die Nr. 2.15 und 2.16 in Nr. 2.26 bzw. 2.27 

umnummeriert. 
b) In Anpassung j wird Nr. 3.16 in Nr. 3.24 umnummeriert. 
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c) In Anpassung ja werden Nr. 5.6 und 5.7 in 5.8 bzw. 5.9 umnum-
meriert. 

d) In Anpassung k werden Nr. 6.8 und 6.9 in 6.18 bzw. 6.19 um-
nummeriert. 

2. Anhang VI (Muster der Mitteilung) (siehe Anlage 6) erhält die in der 
Anlage zu diesem Anhang aufgeführte Fassung. 

In Anhang XXI (Statistiken): 

1. Anpassung b in Nr. 6 (Richtlinie 80/1119/EWG des Rates) erhält fol-
gende Fassung: 
"Anhang III wird wie folgt geändert: 
1. Zwischen der Überschrift "Verzeichnis der Länder und Länder-

gruppen" und Teil I der Tabelle wird Folgendes eingefügt: 
"A. EWR-Länder"; 

2. Teil II-VII erhält folgende Fassung: 
"II. EFTA/EWR-Länder 

26. Island 
27. Norwegen 

B. Nicht-EWR-Länder 
III. Europäische Nicht-EWR-Länder 

28. Schweiz 
29. GUS 
30. Rumänien 
31. Bulgarien 
32. Bundesrepublik Jugoslawien 
33. Türkei 
34. Sonstige europäische Nicht-EWR-Länder 

IV. 
35. Vereinigte Staaten von Amerika 

V. 
36. Sonstige Länder". 
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2. Anpassung c in Nr. 7 (Richtlinie 80/1177/EWG des Rates) erhält 
folgende Fassung: 
"Anhang III wird wie folgt geändert: 
1. Zwischen der Überschrift " Verzeichnis der Länder und Länder-

gruppen " und Teil I der Tabelle wird Folgendes eingefügt: 
"A. EWR-Länder"; 

2. Teil II-VII erhält folgende Fassung: 
"II. EFTA/EWR-Länder 

26. Island 
27. Norwegen 

B. Nicht-EWR-Länder 
28. Schweiz 
29. Bundesrepublik Jugoslawien 
30. Türkei 
31. GUS 
32. Rumänien 
33. Bulgarien 
34. Länder des nahen und mittleren Ostens 
35. Sonstige Länder". 

In Anhang XXII (Gesellschaftsrecht): 

1. Die Bst. p, q und r in Anpassung b in Nr. 4 (Vierte Richtlinie 
78/660/EWG des Rates) werden in die Bst. za, zb bzw. zc umbenannt. 

2. Die Bst. p, q und r in Nr. 6 (Siebente Richtlinie 83/349/EWG des 
Rates) werden in die Bst. za, zb bzw. zc umbenannt. 
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Anlage 

"Anhang VI 

Muster der Mitteilung 

nach Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 12/98 des Rates vom 
11. Dezember 1997 über die Bedingungen für die Zulassung von Ver-
kehrsunternehmern zum Personenkraftverkehr innerhalb eines Mitglied-
staats, in dem sie nicht ansässig sind, in der für die Zwecke des EWR-
Abkommens angepassten Fassung 

Kabotagebeförderungen im Zeitraum .................. (Quartal) .................. 
(Jahr) durch Verkehrsunternehmen, die in .................................. (EFTA-
Staat) niedergelassen sind. 

Anzahl der Fahrgäste Fahrgastkilometer 
Art der Verkehrsdienste Art der Verkehrsdienste 

EG-Aufnahme-
mitgliedstaat 
bzw. EFTA-
Aufnahmestaat 

Sonderformen 
Linienverkehr 

Gelegenheits-
verkehr 

Sonderformen 
Linienverkehr 

Gelegenheits-
verkehr 

A     

CZ     

B     

D     

EST     

DK     

E     

GR     

FIN     

F     

I     

CY     

LV     

LT     

IRL     
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L     

H     

M     

NL     

PL     

P     

SLO     

SK     

S     

UK     

IS     

FL     

N     

Kabotage 
insgesamt 

    

" 
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Anhang B 

Verzeichnis nach Art. 4 des Abkommens 

Die Anhänge zum EWR-Abkommen werden wie folgt geändert: 

Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz): 

1. In Kapitel I, Teil 5.1, Nr. 4 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

2. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 1 (Richtlinie 64/433/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Ungarn (Anhang X, Kapitel 5, Ab-
schnitt B, Nr. 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, 
Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5, Ab-
schnitt B) festgelegt sind." 

3. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 2 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 
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4. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 4 (Richtlinie 77/99/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, 
Kapitel 5, Abschnitt B) festgelegt sind." 

5. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 6 (Richtlinie 94/65/EG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, 
Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Ab-
schnitt B, Teil I) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, 
Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

6. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 7 (Richtlinie 89/437/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

7. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 8 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, 
Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Ab-
schnitt B, Teil I), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, 
Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5, Ab-
schnitt B) festgelegt sind." 

8. In Kapitel I, Teil 6.1, Nr. 11 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird 
vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 
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9. In Kapitel I, Teil 8.1, Nr. 10 (Richtlinie 94/65/EG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, 
Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Ab-
schnitt B, Teil I) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, 
Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

10. In Kapitel I, Teil 8.1, Nr. 11 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates) 
wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, 
Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Ab-
schnitt B, Teil I), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, 
Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5, Ab-
schnitt B) festgelegt sind." 

11. In Kapitel I, Teil 8.1, Nr. 13 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 1), Lettland (Anhang 
VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

12. In Kapitel I, Teil 9.1, Nr. 8 (Richtlinie 1999/74/EG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nr. 2), Ungarn (Anhang X, 
Kapitel 5, Abschnitt B, Nr. 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Ab-
schnitt B, Teil I, Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, 
Teil I, Nr. 2) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 5, Abschnitt B, 
Teil I, Nr. 1) festgelegt sind." 

13. In Kapitel II, Nr. 15 (Richtlinie 82/471/EWG des Rates) wird vor 
dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt B) festgelegt sind." 
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14. In Kapitel III, Nr. 3 (Richtlinie 66/402/EWG des Rates) wird vor 
dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 5, 
Abschnitt B, Nr. 1) festgelegt sind." 

Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizie-
rung): 

1. In Kapitel IX, Nr. 27a (Richtlinie 93/42/EWG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 1, 
Nr. 2) festgelegt sind." 

2. In Kapitel X, Nr. 5 (Richtlinie 93/42/EWG des Rates) wird Folgen-
des angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 1, 
Nr. 2) festgelegt sind." 

3. In Kapitel X, Nr. 7 (Richtlinie 90/385/EWG des Rates) wird Fol-
gendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 1, 
Nr. 1) festgelegt sind." 

4. In Kapitel XII, Nr. 54b (Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates) 
wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 4, 
Nr. 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt A, Nr. 1) und 
Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt A, Nr. 1) festgelegt sind." 

5. In Kapitel XIII, Nr. 15p (Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Litauen (Anhang IX, Kapitel 1, 
Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 1, Nr. 4) festgelegt sind." 

6. In Kapitel XIII, Nr. 15q (Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 1), 
Litauen (Anhang IX, Kapitel 1, Nr. 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 1, 
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Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 1, Nr. 5) und Slowenien (An-
hang XIII, Kapitel 1) festgelegt sind." 

7. In Kapitel XV, Nr. 12a (Richtlinie 91/414/EWG des Rates) wird 
Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 6, 
Abschnitt B, Teil II, Nr. 2) festgelegt sind." 

8. In Kapitel XVII, Nr. 7 (Richtlinie 94/62/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt A), Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, 
Abschnitt B), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt B, Nr. 2), 
Litauen (Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt B), Ungarn (Anhang X, 
Kapitel 8, Abschnitt A, Nr. 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Ab-
schnitt B, Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt B, Nr. 2), 
Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 9, Abschnitt A) und die Slowaki-
sche Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt B, Nr. 2) festge-
legt sind." 

9. In Kapitel XVII, Nr. 8 (Richtlinie 94/63/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung 
Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 9, 
Abschnitt A), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt A), Li-
tauen (Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt A), Malta (Anhang XI, 
Kapitel 10, Abschnitt A), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt 
A, Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, 
Abschnitt A) festgelegt sind." 

10. In Kapitel XXX, Nr. 2 (Richtlinie 98/79/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 1, 
Nr. 3) festgelegt sind." 
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Anhang IV (Energie): 

1. In Nr. 14 (Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 8, 
Nr. 2) festgelegt sind." 

2. In Kapitel XIV, Nr. 16 (Richtlinie 98/30/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung 
Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 6, Nr. 2) festgelegt sind." 

Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer): 

Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", wird 
Folgendes eingefügt: 

"Übergangszeitraum 
Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Bei-
trittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik (Anhang V, 
Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland (Anhang VIII, Kapi-
tel 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 1), 
Malta (Anhang XI, Kapitel 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 2), Slowenien 
(Anhang XIII, Kapitel 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, 
Kapitel 1), festgelegt sind. 
Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genannten 
Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der Bestimmungen für Malta, 
enthalten sind, findet das Protokoll 44 über die Schutzmechanismen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 Anwendung." 

Anhang VIII (Niederlassungsrecht): 

1. Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", 
wird Folgendes eingefügt: 
"Übergangszeitraum 
Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland 
(Anhang VIII, Kapitel 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 2), Ungarn 
(Anhang X, Kapitel 1), Malta (Anhang XI, Kapitel 2), Polen (An-
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hang XII, Kapitel 2), Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 2) und die 
Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 1), festgelegt sind. 
Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genann-
ten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der Bestimmungen 
für Malta, enthalten sind, findet das Protokoll 44 über die Schutz-
mechanismen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 Anwendung." 

2. Unter der Überschrift "Sektorale Anpassungen" erhält der einlei-
tende Abschnitt der Anpassung betreffend Liechtenstein, der durch 
den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 191/1999 
vom 17. Dezember 1999 in das Abkommen aufgenommen wurde, 
folgende Fassung: 
"Für Liechtenstein gilt Nachstehendes. Unter angemessener Berück-
sichtigung der speziellen geografischen Lage Liechtensteins wird 
diese Regelung alle fünf Jahre überprüft, das erste Mal vor Mai 2009." 

Anhang IX (Finanzdienstleistungen): 

1. In Nr. 14 (Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes einge-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 2), 
Ungarn (Anhang X, Kapitel 2, Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 3, 
Nr. 2) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 3, Nr. 4) festgelegt 
sind." 

2. In Nr. 19a (Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 2, 
Nr. 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 2, Nr. 1), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 3, Nr. 1) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 3, Nr. 2) 
festgelegt sind." 

3. In Nr. 21 (Richtlinie 86/635/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 3, Nr. 1) festgelegt sind." 
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4. In Nr. 30c (Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 2, 
Nr. 2), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 2, Nr. 2), Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 3, Nr. 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 2, Nr. 1), Polen (An-
hang XII, Kapitel 3, Nr. 1), Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 3, Nr. 3) 
und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 2) festgelegt 
sind." 

Anhang XI (Telekommunikationsdienste): 

In Nr. 5d (Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Bei-
trittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 12) festge-
legt sind." 

Anhang XII (Freier Kapitalverkehr): 

Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", wird 
Folgendes eingefügt: 
"Übergangszeitraum 
Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Bei-
trittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik (Anhang V, 
Kapitel 2), Estland (Anhang VI, Kapitel 3), Zypern (Anhang VII, Kapitel 
3), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 3), Litauen (Anhang IX, Kapitel 3), 
Ungarn (Anhang X, Kapitel 3), Polen (Anhang XII, Kapitel 4), Slowenien 
(Anhang XIII, Kapitel 4) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, 
Kapitel 3) festgelegt sind." 
Sektorale Anpassungen 
Es gilt die Bestimmung in Protokoll 6 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 
über den Erwerb von Zweitwohnungen in Malta." 

Anhang XIII (Verkehr): 

1. In Nr. 15a (Richtlinie 96/53/EG des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, 
Nr. 4) und Polen (Anhang XII, Kapitel 8, Nr. 3) aufgestellt wurden." 
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2. In Nr. 16a (Richtlinie 96/96/EG des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 6, 
Nr. 2) aufgestellt wurden." 

3. In Nr. 17b (Richtlinie 92/6/EWG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 6, 
Nr. 1) festgelegt sind." 

4. In Nr. 18a (Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes 
eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 6, 
Nr. 3) festgelegt sind." 

5. In Nr. 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 6, 
Nr. 3) und Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, Nr. 4) festgelegt sind." 

6. In Nr. 21 (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates) wird vor 
dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 6), 
Lettland (Anhang VIII, Kapitel 6, Nr. 1) und Litauen (Anhang IX, 
Kapitel 7, Nr. 1) festgelegt sind." 

7. In Nr. 26c (Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates) wird vor 
dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 4), Estland (Anhang VI, Kapitel 6), Lettland 
(Anhang VIII, Kapitel 6, Nr. 2), Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, 
Nr. 3), Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, Nr. 3), Polen (Anhang XII, 
Kapitel 8, Nr. 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Ka-
pitel 6) festgelegt sind. 
Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genann-
ten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der Bestimmungen 
für Malta, enthalten sind, findet das Protokoll 44 über die Schutz-
mechanismen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 Anwendung." 



57 

8. In Nr. 37 (Richtlinie 91/440/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, 
Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 8, Nr. 1) festgelegt sind." 

9. In Nr. 66e (Richtlinie 92/14/EWG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, 
Nr. 2) und Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, Nr. 2) festgelegt sind." 

Anhang XIV (Wettbewerb): 

Vor der Überschrift "Sektorale Anpassungen" wird Folgendes eingefügt: 
"Übergangszeiten 
1. Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 

Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 4), 
Ungarn (Anhang X, Kapitel 4), Malta (Anhang XI, Kapitel 3, Nr. 1, 2 
und 3), Polen (Anhang XII, Kapitel 5, Nr. 1 und 2) und die Slowaki-
sche Republik (Anhang XIV, Kapitel 4, Nr. 1 und 2) festgelegt sind. 

2. Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Bei-
trittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 1, Nr. 1), 
festgelegt sind." 

Anhang XV (Staatliche Beihilfen): 

Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", wird 
Folgendes eingefügt: 
"Sektorale Anpassungen 
Zwischen den Vertragsparteien gelten die Bestimmungen zu den beste-
henden staatlichen Beihilfen, die in Anhang IV Kapitel 3 (Wettbewerbs-
politik) der Beitrittsakte vom 16. April 2003 festgelegt sind." 
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Anhang XVII (Geistiges Eigentum): 

Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", wird 
Folgendes eingefügt: 
"Sektorale Anpassungen 
Zwischen den Vertragsparteien gilt der besondere Mechanismus, der in 
Kapitel 2 (Gesellschaftsrecht) des Anhangs IV der Beitrittsakte vom 
16. April 2003 festgelegt ist." 

Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Ar-
beitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen): 

1. In Nr. 3a (Richtlinie 91/322/EWG der Kommission) wird Folgendes 
angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 7, Nr. 2) festgelegt sind." 

2. In Nr. 6 (Richtlinie 86/188/EWG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 7, Nr. 1) festgelegt sind." 

3. In Nr. 9 (Richtlinie 89/654/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 8, 
Nr. 1) festgelegt sind." 

4. In Nr. 10 (Richtlinie 89/655/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 8, 
Nr. 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 8, Nr. 1) und Polen (Anhang XII, 
Kapitel 10) festgelegt sind." 

5. In Nr. 13 (Richtlinie 90/270/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 8, 
Nr. 3) festgelegt sind." 
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6. In Nr. 15 (Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 7, Nr. 5) festgelegt sind." 

7. In Nr. 16h (Richtlinie 98/24/EG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 7, Nr. 3) festgelegt sind." 

8. In Nr. 16j (Richtlinie 2000/39/EG der Kommission) wird Folgen-
des angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 7, Nr. 4) festgelegt sind." 

9. In Nr. 28 (Richtlinie 93/104/EG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 8, 
Nr. 2) festgelegt sind." 

10. In Nr. 30 (Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates), wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes einge-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland 
(Anhang VIII, Kapitel 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 2), Ungarn 
(Anhang X, Kapitel 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 2), Slowenien 
(Anhang XIII, Kapitel 2) und die Slowakische Republik (Anhang 
XIV, Kapitel 1) festgelegt sind. 
Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genann-
ten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der Bestimmungen 
für Malta, enthalten sind, findet das Protokoll 44 über die Schutz-
mechanismen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 Anwendung." 
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Anhang XX (Umweltschutz): 

1. In Nr. 2g (Richtlinie 96/61/EG des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 
10, Abschnitt D, Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt D, 
Nr. 1), Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 9, Abschnitt C) und die 
Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt D, Nr. 2) 
festgelegt sind." 

2. In Nr. 7a (Richtlinie 98/83/EG des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 9, 
Abschnitt C, Nr. 2), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt C, 
Nr. 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt B, Nr. 2) und Malta 
(Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt C, Nr. 4) festgelegt sind." 

3. In Nr. 8 (Richtlinie 82/176/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 13, 
Abschnitt C, Nr. 1) festgelegt sind." 

4. In Nr. 9 (Richtlinie 83/513/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 10, 
Abschnitt C, Nr. 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, 
Nr. 1) festgelegt sind." 

5. In Nr. 10 (Richtlinie 84/156/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang XII, Kapitel 13, 
Abschnitt C, Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, 
Kapitel 9, Abschnitt C, Nr. 1) festgelegt sind." 

6. In Nr. 12 (Richtlinie 86/280/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (Anhang XI, Kapitel 10, 
Abschnitt C, Nr. 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, 
Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Ab-
schnitt C, Nr. 2) festgelegt sind." 
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7. In Nr. 13 (Richtlinie 91/271/EWG des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt B), Estland (Anhang VI, Kapitel 9, 
Abschnitt C, Nr. 1), Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, Abschnitt C), 
Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt C, Nr. 1), Litauen 
(Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt C), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, 
Abschnitt B, Nr. 1), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt C, 
Nr. 3), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nr. 2), Slowe-
nien (Anhang XIII, Kapitel 9, Abschnitt B) und die Slowakische 
Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt C, Nr. 3) festgelegt 
sind." 

8. In Nr. 18 (Richtlinie 87/217/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 
10, Abschnitt D, Nr. 1) festgelegt sind." 

9. In Nr. 19a (Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes einge-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische Republik 
(Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt C), Estland (Anhang VI, Kapitel 9, 
Abschnitt D), Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, Abschnitt D), Litauen 
(Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt D), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, 
Abschnitt C, Nr. 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt E), 
Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt D, Nr. 2) und die Slowa-
kische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt D, Nr. 3) fest-
gelegt sind." 

10. In Nr. 21ad (Richtlinie 99/32/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut 
der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, 
Abschnitt A) und Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt A, Nr. 2) 
festgelegt sind." 

11. In Nr. 21b (Richtlinie 94/67/EG des Rates) wird Folgendes angefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, 
Abschnitt C, Nr. 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, 
Kapitel 9, Abschnitt D, Nr. 1) festgelegt sind." 
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12. In Nr. 32c (Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates) wird vor 
dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland (Anhang VIII, Kapitel 
10, Abschnitt B, Nr. 1), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt A, 
Nr. 1), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt B, Nr. 1), Polen 
(Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt B, Nr. 1) und die Slowakische 
Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt B, Nr. 1) festgelegt 
sind." 

13. In Nr. 32d (Richtlinie 1999/31/EG des Rates) wird Folgendes ange-
fügt: 
"Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der 
Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (Anhang VI, Kapitel 9, 
Abschnitt B), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt B, Nr. 3) 
und Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt B, Nr. 3) festgelegt 
sind." 
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Schlussakte 

Die Bevollmächtigten 
der Europäischen Gemeinschaft, 
im Folgenden "Gemeinschaft" genannt, und 
des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Hellenischen Republik, 
des Königreichs Spanien, 
der Französischen Republik, 
Irlands, 
der Italienischen Republik, 
des Grossherzogtums Luxemburg, 
des Königreichs der Niederlande, 
der Republik Österreich, 
der Portugiesischen Republik, 
der Republik Finnland, 
des Königreichs Schweden, 
des Vereinigten Königreichs Grossbritannien und Nordirland, 
Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, 
im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt, 
die Bevollmächtigten 
der Republik Island, 
des Fürstentums Liechtenstein, 
des Königreichs Norwegen, 
im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt, alle zusammen Vertragsparteien 
des am 2. Mai 1992 in Porto unterzeichneten Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, im Folgenden "EWR-Abkommen" genannt, 
zusammen im Folgenden "derzeitige Vertragsparteien" genannt, 
und 
die Bevollmächtigten 
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der Tschechischen Republik, 
der Republik Estland, 
der Republik Zypern, 
der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, 
der Republik Ungarn, 
der Republik Malta, 
der Republik Polen, 
der Republik Slowenien, 
der Slowakischen Republik, 
im Folgenden "neue Vertragsparteien" genannt, 
die am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei in Luxemburg zur 
Unterzeichnung des Übereinkommens über die Beteiligung der Tschechi-
schen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu-
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik 
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum zusammengetreten 
sind, haben folgende Texte angenommen: 

I. Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, 
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen 
Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden "Über-
einkommen" genannt) 

II. folgende, dem Übereinkommen beigefügte Texte: 
Anhang A: Verzeichnis nach Art. 3 des Übereinkommens 
Anhang B: Verzeichnis nach Art. 4 des Übereinkommens 
Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Be-
vollmächtigten der neuen Vertragsparteien haben folgende, dieser 
Schlussakte beigefügte Gemeinsame Erklärungen angenommen: 
1. Gemeinsame Erklärung zur gleichzeitigen Erweiterung der Euro-

päischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums 
2. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln 

nach Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik 
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Repu-



65 

blik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Re-
publik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europä-
ischen Wirtschaftsraum 

3. Gemeinsame Erklärung zu Art. 126 des EWR-Abkommens. 
Die Bevollmächtigten der Gemeinschaft, der EG-Mitgliedstaaten, 
der EFTA-Staaten und der neuen Vertragsparteien haben fol-
gende, dieser Schlussakte beigefügte Erklärungen zur Kenntnis 
genommen: 
1. Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten 
2. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer 
3. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum Elektrizitäts-

binnenmarkt 
4. Erklärung der Regierung Liechtensteins 
5. Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Er-

klärung des Fürstentums Liechtenstein 
6. Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklä-

rung des Fürstentums Liechtenstein 
7. Erklärung Estlands, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu 

Art. 5 des Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmecha-
nismus 

8. Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
zu den Ursprungsregeln für Fisch und Fischereierzeugnisse. 

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die 
Bevollmächtigten der neuen Vertragsparteien sind ebenfalls über-
eingekommen, dass die neuen Vertragsparteien in der Zeit vor 
ihrer Beteiligung am Europäischen Wirtschaftsraum in geeigne-
ter Weise über die im EWR-Rat und im Gemeinsamen EWR-
Ausschuss zu behandelnden relevanten Fragen unterrichtet und 
dazu konsultiert werden. 
Sie sind ferner übereingekommen, dass das EWR-Abkommen, 
geändert durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, und der vollständige Wort-
laut aller Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses spä-
testens bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens in estnischer, 
lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer, slowakischer, slo-
wenischer, tschechischer und ungarischer Sprache abzufassen und 
von den Vertretern der Vertragsparteien auszufertigen sind. 
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Sie nehmen das dieser Schlussakte beigefügte Abkommen zwi-
schen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemein-
schaft über einen norwegischen Finanzierungsmechanismus für 
den Zeitraum 2004-2009 zur Kenntnis. 
Sie nehmen ferner das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzpro-
tokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Repu-
blik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der 
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Euro-
päischen Union zur Kenntnis. 
Sie nehmen ausserdem das dieser Schlussakte beigefügte Zusatz-
protokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass 
des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, 
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Li-
tauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik 
zur Europäischen Union zur Kenntnis. 
Weiter nehmen sie ebenfalls das dieser Schlussakte beigefügte Ab-
kommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse zur Kenntnis. 
Sie weisen darauf hin, dass die genannten Übereinkünfte und 
Protokolle Bestandteile einer Gesamtlösung der im Zusammen-
hang mit der Beteiligung der neuen Vertragsparteien am Euro-
päischen Wirtschaftsraum behandelten Fragen sind und dass das 
Übereinkommen und die vier Nebenabkommen gleichzeitig in 
Kraft treten sollten. 

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendund-
drei. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Gemeinsame Erklärungen der Vertragsparteien des 
Übereinkommens 

Gemeinsame Erklärung zur Gleichzeitigen Erweiterung der  
Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums 

Die Vertragsparteien weisen mit Nachdruck darauf hin, wie wichtig 
eine rechtzeitige Ratifikation oder Genehmigung durch die derzeitigen 
Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien nach ihren jeweiligen 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen ist, um die gleichzeitige Erweite-
rung der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums 
am 1. Mai 2004 zu gewährleisten. 

Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der Tschechi-
schen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Re-

publik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der 

Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum 

1. Ursprungsnachweise, die von einem EFTA-Staat oder einer neuen 
Vertragspartei aufgrund eines Präferenzabkommens zwischen den 
EFTA-Staaten und der neuen Vertragspartei oder aufgrund einseitiger 
nationaler Rechtsvorschriften eines EFTA-Staates oder einer neuen 
Vertragspartei ordnungsgemäss ausgestellt worden sind, gelten als 
Nachweis für den Präferenzursprung im EWR, sofern 
a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens 

am Tag vor Inkrafttreten des Übereinkommens ausgestellt wor-
den sind; 

b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Mo-
naten nach Inkrafttreten des Übereinkommens vorgelegt wird. 

Sind Waren aus einem EFTA-Staat oder einer neuen Vertragspartei 
vor Inkrafttreten des Übereinkommens aufgrund einer zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Präferenzregelung zwischen einem EFTA-Staat 
und einer neuen Vertragspartei zur Einfuhr in eine neue Vertragspar-
tei bzw. einen EFTA-Staat angemeldet worden, so kann auch ein auf-
grund dieser Regelung nachträglich ausgestellter Ursprungsnachweis 
in den EFTA-Staaten oder den neuen Vertragsparteien anerkannt 
werden, sofern er den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens vorgelegt wird. 
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2. Die EFTA-Staaten einerseits und die Tschechische Republik, Estland, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und die Slowakei ande-
rerseits können die Bewilligungen aufrechterhalten, mit denen auf-
grund von Abkommen zwischen den EFTA-Staaten einerseits und 
der Tschechischen Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Po-
len, Slowenien und der Slowakei andererseits der Status des "ermäch-
tigten Ausführers" verliehen worden ist, sofern die ermächtigten Aus-
führer die EWR-Ursprungsregeln anwenden. 
Diese Bewilligungen werden von den EFTA-Staaten und der Tsche-
chischen Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slo-
wenien und der Slowakei spätestens ein Jahr nach dem Tag des Bei-
tritts durch neue Bewilligungen ersetzt, die unter den Voraussetzun-
gen des Protokolls 4 zum Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum erteilt werden. 

3. Die zuständigen Behörden der EFTA-Staaten und der neuen Ver-
tragsparteien geben Ersuchen um nachträgliche Prüfung von Ur-
sprungsnachweisen, die aufgrund der unter den Nr. 1 und 2 genann-
ten Präferenzabkommen und -regelungen ausgestellt wurden, in den 
drei Jahren nach Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises 
statt; ein solches Ersuchen kann von den genannten Behörden in den 
drei Jahren nach Anerkennung des Ursprungsnachweises gestellt 
werden. 

Gemeinsame Erklärung zu Art. 126 des EWR-Abkommens 

Die Vertragsparteien bestätigen, dass die in Art. 126 des EWR-
Abkommens enthaltenen Verweise auf den "Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft" und auf die "Massgaben jenes 
Vertrags", auch das Protokoll 10 über Zypern umfassen, das der Bei-
trittsakte vom 16. April 2003 beigefügt wurde. 
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Weitere Erklärungen einer oder mehrerer 
Vertragsparteien des Übereinkommens 

Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten 

Die EFTA-Staaten nehmen die der Schlussakte des Vertrages über 
den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Re-
publik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Repu-
blik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slo-
wenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union beige-
fügten Erklärungen, die für das EWR-Abkommen von Bedeutung sind, 
zur Kenntnis. 
Die EFTA-Staaten weisen darauf hin, dass die der Schlussakte des in 
Abs. 1 genannten Vertrages beigefügten Erklärungen, die für das EWR-
Abkommen von Bedeutung sind, nicht in einer Weise ausgelegt oder ange-
wandt werden können, die im Widerspruch zu den Verpflichtungen der 
Vertragsparteien aus diesem Übereinkommen oder aus dem EWR-Ab-
kommen steht. 

Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der  
Arbeitnehmer 

Die EFTA-Staaten weisen mit Nachdruck auf die wichtige Rolle hin, 
die Differenzierung und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer spielen. Sie bemühen sich, den Zugang zum Arbeits-
markt für Staatsangehörige der Tschechischen Republik, Estlands, Lett-
lands, Litauens, Ungarns, Polens, Sloweniens und der Slowakei im Rah-
men des nationalen Rechts zu erweitern, um die Angleichung an den 
Besitzstand zu beschleunigen. Daher sollten sich die Beschäftigungsmög-
lichkeiten in den EFTA-Staaten für Staatsangehörige der Tschechischen 
Republik, Estlands, Lettlands, Litauens, Ungarns, Polens, Sloweniens 
und der Slowakei nach dem Beitritt dieser Staaten erheblich verbessern. 
Ferner werden die EFTA-Staaten die vorgeschlagene Regelung bestmög-
lich nutzen, um so bald wie möglich zur vollen Anwendung des Besitz-
stands im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer überzugehen. Für 
Liechtenstein wird dies nach Massgabe der in den Sektoralen Anpassun-
gen zu Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang VIII 
(Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens vorgesehenen Sonderrege-
lungen geschehen. 
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Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum  
Elektrizitätsbinnenmarkt 

Im Zusammenhang mit der Übergangsregelung für Estland in An-
hang 6 Kapitel 8 Nr. 2 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 und mit der 
Erklärung Nr. 8 zu Ölschiefer, zum Elektrizitätsbinnenmarkt und zur 
Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Dezember 1996 betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektri-
zitätsbinnenmarkt (Elektrizitätsrichtlinie): Estland, nehmen die EFTA-
Staaten zur Kenntnis, dass zur Begrenzung der potenziellen Wettbewerbs-
verzerrung im Elektrizitätsbinnenmarkt möglicherweise Schutzmecha-
nismen wie die Gegenseitigkeitsklausel der Richtlinie 96/92/EG ange-
wandt werden müssen. 

Erklärung der Regierung Liechtensteins 

Die Regierung Liechtensteins geht davon aus, dass alle Vertragspar-
teien das Fürstentum Liechtenstein als einen seit langer Zeit bestehenden, 
souveränen und anerkannten Staat respektieren, der sowohl im 1. als auch 
im 2. Weltkrieg ein neutraler Staat war. 

Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung des 
Fürstentums Liechtenstein 

Die Tschechische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkom-
mens zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europä-
ischen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur Überwindung der 
früheren Teilung Europas und zu seiner weiteren politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklung. Die Tschechische Republik ist bereit, im Euro-
päischen Wirtschaftsraum mit allen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, 
einschliesslich des Fürstentums Liechtenstein. 
Gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein hat die Tschechische Republik 
seit ihrer Gründung ein deutliches Interesse an der Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen gezeigt. Bereits 1992 übersandte sie den Regierungen 
aller Staaten, einschliesslich des Fürstentums Liechtenstein, Ersuchen um 
Anerkennung als neues Völkerrechtssubjekt mit Wirkung vom 1. Januar 
1993. Während praktisch alle Regierungen positiv reagierten, ist das Fürs-
tentum Liechtenstein bisher eine Ausnahme. 
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Die Tschechische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammen-
hang mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens 
stehen, keine rechtlichen Wirkungen bei. 

Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung des 
Fürstentums Liechtenstein 

Die Slowakische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkom-
mens zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europä-
ischen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur weiteren wirtschaftli-
chen und politischen Entwicklung in Europa. 
Seit ihrer Gründung erkennt die Slowakische Republik das Fürstentum 
Liechtenstein als souveränen und unabhängigen Staat an und ist bereit, 
diplomatische Beziehungen zum Fürstentum aufzunehmen. 
Die Slowakische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammen-
hang mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens 
stehen, keine rechtlichen Wirkungen bei. 

Erklärung Estlands, Zyperns, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu 
Art. 5 des Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmechanismus 

Estland, Zypern, Lettland, Malta und Slowenien betonen, dass der in 
Art. 5 verwendete Verteilungsschlüssel ausschliesslich für die Zwecke des 
EWR-Finanzierungsmechanismus bestimmt war. Ihres Erachtens präju-
diziert dieser Verteilungsschlüssel nicht künftige Vorschläge zu den Ver-
teilungsschlüsseln im Rahmen der Kohäsions- und Strukturinstrumente 
der Gemeinschaft. 

Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu den 
Ursprungsregeln für Fisch und Fischereierzeugnisse 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird prüfen, ob 
die Ursprungsregeln bis zum 1. Mai 2004 angeglichen werden können. 


